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»Das BIP war ein Instrument des Krieges«
Der Ökonom Philipp Lepenies kritisiert, dass der Glaube an das Bruttoinlandsprodukt Verteilungsfragen verdrängt

Herr Lepenies, am Donnerstag wur-
de das deutsche Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) 2016 bekannt gegeben.
Waren Sie gespannt?
Gespannt ist übertrieben. Als Öko-
nom interessiert mich die Zahl na-
türlich. Aber nicht so, dass ich ihr ent-
gegenfiebern würde. Wichtig ist das
BIP sicherlich. Zusammen mit seiner
Veränderungsrate, dem Wachstum,
ist es die einzige Kennziffer, die es ne-
ben der Zahl der Arbeitslosen über-
haupt schafft, regelmäßig große Auf-
merksamkeit in den Medien und der
Politik zu bekommen. Und das trifft
fast für jedes Land der Welt zu. Das
muss eine Statistik erst mal schaffen.

Das überrascht. Wennman Ihr Buch
»Die Macht der einen Zahl« liest,
kommt man zu dem Schluss, dass
das BIP kein taugliches Instrument
zur Wohlstandsmessung ist.
Das Besondere ist ja, dass das BIP als
ein Indikator für den Zustand der Ge-

sellschaft gesehen wird, obwohl es
das ja eigentlich nicht misst. Das BIP
erfasst nur den Wert der Produktion
eines Jahres. Mehr nicht. Aber steigt
das BIP, haben wir also Wachstum,
wird alles gut. Das wird uns von Po-
litik und Medien vermittelt. Ein ho-
hes Wachstum bedeutet steigenden
Wohlstand, hoffentlich mehr Arbeits-
plätze und nicht zu vergessen: geo-
politische Macht. Länder wie China
und Indien legitimieren ganz offen
ihre gewachsene weltpolitische Stel-
lung durch Wachstum.

Der britische Ökonom Arthur Cecil
Pigou schrieb: »Wenn ein Mann sei-
ne Haushaltshilfe heiratet oder sei-
ne Köchin, verringert sich das
Volkseinkommen.« Was sind die
Schwächen des BIP?
Die Stärke ist seine Einfachheit. Aber
das ist auch seine Schwäche. Das BIP
erfasst nur das, was am Markt ge-
handelt wird. Bügelt eine bezahlte

HaushaltshilfeHemden, zählt das zum
BIP. Wenn sie kündigt und der Mann
die Hemden selber bügeln muss, zählt
dies als unbezahlte Hausarbeit nicht
mehr. Gleiche Tätigkeit, aber unglei-
che Erfassung. Total unlogisch. Für
manche Länder, in denen Hausarbeit
eine viel größere Rolle spielt, weil bei-
spielsweise keine funktionierenden
Sozialsysteme existieren, ergibt das
BIP ein verzerrtes Bild der wirtschaft-
lichen Aktivität. Schlimmer ist es na-
türlich mit der Umweltverschmut-
zung. Für die gibt es keinen Markt-
preis, also wird Umweltzerstörung
nicht eingerechnet. Dass wir uns mit
den Folgen des Klimawandels rum-
schlagen müssen, ist auch der Tatsa-
che geschuldet, dass die Politik die
Folgen der industriellen Expansion
einfach nicht »bepreist« hat und durch
das BIP abgelenkt wurde.

Auch Simon Smith Kuznets, einer
der »Erfinder« des BIP, war sich der
Nachteile seines Konzeptes be-
wusst. Was kritisierte er?
Für Kuznets, übrigens ein berühmter
Ungleichheitsforscher, war es wich-
tig, darauf zu achten, wie der ge-
schaffeneWert der Produktion auf die
unterschiedlichen Einkommen ver-
teilt wurde. Darauf sollten seiner
Meinung nach die Politiker beson-
ders schauen, weniger darauf, ob
mehr produziert wird. Lange hat er
in den 1940er Jahren, als das BIP, da-
mals hieß es noch Bruttosozialpro-
dukt, seinen Siegeszug in den USA
antrat, dafür geworben, dass die Ver-
teilung bei der Fokussierung auf das
Wachstum nicht außer Acht gelassen
werden darf. Leider ohne Erfolg.

Wieso konnte die »eine Zahl« so ei-
ne große Wirkung entfalten?
Das Bruttosozialprodukt war ein In-
strument des Krieges. Es sollte der US-
amerikanischen Regierung nach dem
Kriegseintritt der USA anzeigen, dass
die Umstellung einer Friedens- auf ei-
ne Kriegsökonomie gelang. Ein hö-
heres BIP bedeutete die Produktion
von mehr Waffen und Rüstungsgü-
tern. Während des Krieges schauten
die amerikanischen Politiker nicht
nur gebannt auf die Kriegsschauplät-
ze in Europa und Asien, sondern auch
auf das Bruttosozialprodukt.

Der Krieg war 1945 vorbei. Wieso
war das BIP auch in der Nachkriegs-
zeit so wichtig?
Das Entscheidende war, dass man mit
der Ausweitung der Produktion auch
alle Probleme der Nachkriegszeit
glaubte, lösen zu können: die Inte-
gration der heimkehrenden Soldaten
in den Erwerbsprozess, den Wieder-
aufbau des westlichen Europas, die
Entwicklung der unterentwickelten
ehemaligen Kolonien und vor allem
den Systemwettlauf mit der Sowjet-
union.

Ein stetig steigendes Sozialprodukt
war somit die Voraussetzung für
den »Wohlstand für alle«, den Lud-
wig Erhard versprach?
Für die unmittelbare Nachkriegszeit
stimmte das. Durch das damalige
Wachstum bekamen die Menschen
Arbeit, verdientenmehr, konnten sich
Wohnungen, Autos und Urlaub leis-
ten. Problematisch ist, dass man zur
Zeit des deutschen Wirtschaftswun-
ders glaubte, stetiges Wachstum wä-

re möglich und deswegen müsse man
nicht länger auf die Verteilung des
Wohlstands achten. Der Glaube war,
durch Wachstum profitieren alle.
Aber das stimmt nur für die frühen
1950er Jahre. Das ist, wenn man so
will, die Tragik an der Wachstums-
ausrichtung. Man ist immer noch der
Ansicht, dass Wachstum dieselben
Effekte hervorbringen kann, wie in
der westlichen Welt vor fast 70 Jah-
ren.

Die Kritik am Sozialprodukt legt na-
he, dass es keine Rolle mehr spie-
len sollte.
Die Kritik am BIP ist so alt wie das
BIP. Und Vorschläge, was man an-
ders machen könnte, gibt es genauso
lange. Aber durchgesetzt hat sich bis-
lang keiner. Das BIP sitzt fest im Sat-
tel, weil das Festhalten am Wachs-
tum die politische Illusion erzeugt,
sich nicht mit Verteilungsfragen be-
schäftigen zu müssen. Plötzlich be-
stimmt aber dieses Thema wieder die
Debatten. Der Mahner Kuznets ist so-
mit aktueller denn je.

Gibt es Chancen, dass sich bessere
Verfahren zur Wohlstandsmessung
durchsetzen?
Ich glaube nicht, dass das BIP durch
eine Alternative abgelöst wird oder
dass wir uns zu Postwachstumsge-
sellschaften entwickeln. Beide Vor-
stellungen sind absurd und naiv. Aber
schwindende soziale Kohäsion bei uns
und fast auf der ganzenWelt wird Po-
litiker zwingen dazu, sich mit dem
Thema Ungleichheit stärker zu be-
fassen, das sie in ihrer Wachstums-
euphorie verdrängt haben.
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Wachstum gibt Piketty recht
Vergangenes Jahr legte die deutsche Wirtschaft mit real 1,9 Prozent stärker als erwartet zu / Beschäftigung liegt auf Rekordniveau

Der Staat gibt mehr Geld aus, die
Löhne steigen. Glaubt man neoli-
beralen Ökonomen, müsste die
Wirtschaft derzeit am Boden lie-
gen. Doch das Gegenteil ist der Fall.

Von Simon Poelchau

Noch will Dieter Sarreither ein paar
Sekunden warten, denn es ist nicht
zehn Uhr. Dann ganz pünktlich gibt
der Chef des Statistischen Bundes-
amtes (Destatis) bekannt, worauf al-
le bei der Pressekonferenz am Don-
nerstag in Berlin anwesenden Jour-
nalisten warten: Die deutsche Wirt-
schaft ist ersten Berechnungen zu-
folge vergangenes Jahr um 1,9 Pro-
zent gewachsen. Die konjunkturelle
Lage sei 2016 damit »durch ein soli-
des und stetiges Wirtschaftswachs-

tum« gekennzeichnet gewesen, führt
Sarreither vorsichtig an.
»Spiegel-Online« ist da weniger zu-

rückhaltend. Kurze Zeit später titelt
das Internetportal schlicht und ein-
fach »Boom!«. Denn 1,9 Prozent, das
müssen auch Kritiker der herrschen-
den Wirtschaftspolitik zugeben, ist
gut, ist mehr als erwartet. In ihrer letz-
ten Schätzung, der Herbstprojektion,
ging die Bundesregierung von 1,8
Prozent aus. Forschungsinstitute wie
das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) oder das
DIW Berlin tippten auch auf diese
Zahl. Nun steht die Bundesrepublik
besser da als die USA, Japan und der
Durchschnitt sowohl der EU als auch
der Eurozone.
Damit ist das Bruttoinlandspro-

dukt (BIP) 2016 schneller gewachsen

als die beiden Jahre zuvor. 2014 be-
trug die Wachstumsrate 1,6 und 2015
1,7 Prozent. Zum einen beschert dies
dem Staat massig Steuereinnahmen –
trotz des Anstiegs ihrer Konsumaus-
gaben um 4,2 Prozent verzeichneten
Bund, Länder und Gemeinden laut
den Statistikern einen Finanzierungs-
überschuss von 19,2 Milliarden Euro
beziehungsweise 0,6 Prozent des BIP.
Zum anderen sind die öffentlichen
Haushalte auch mitverantwortlich für
die gute Konjunktur. Schließlich wur-
de der Aufschwung 2016 vor allem
vom Binnenkonsum und den Inlands-
investitionen getragen.
Neben den staatlichen Auslagen

für die Unterbringung und Integrati-
on der hierzulande angekommenen
Geflüchteten kurbelten auch die pri-
vaten Konsumausgaben mit plus 2,0

sowie die Bau- und Ausrüstungsin-
vestitionen mit einem Zuwachs von
3,1 beziehungsweise 1,7 Prozent die
Wirtschaft an. Man könnte also sa-
gen, dass das Wachstum 2016 die
neoliberale Ideologie des ständigen
Sparens und der ewigen Lohndrü-
ckerei widerlegt.
So ähnlich sieht es zumindest der

wirtschaftspolitische Sprecher der
Linkspartei im Bundestag, Michael
Schlecht: »Wir brauchen für eine
nachhaltige wirtschaftliche Entwick-
lung eine weitere Steigerung der Bin-
nennachfrage«, sagt er gegenüber dem
»neuen deutschland«. Dazu brauche
man steigende Reallöhne, Umvertei-
lung und mehr öffentliche Investitio-
nen. »Ohne die Entwicklung des pri-
vaten und staatlichen Konsums wür-
de die wirtschaftliche Entwicklung

nicht gut dastehen.« Schlecht schlägt
vor, die Binnennachfrage auch durch
eine Entlastung von unteren und mitt-
leren Einkommen zu stärken.
Eine etwas genauere Betrachtung

der Wachstumszahlen könnten sogar
den kühnen Schluss nahelegen, dass
die deutsche Wirtschaft Thomas Pi-
ketty Recht gibt. Der französische
Starökonom hatte 2014 mit seinem
Buch »Das Kapital im 21. Jahrhun-
dert« eine Debatte über die wach-
sende Konzentration von Vermögen
angestoßen. Pikettys Kernthese: Die
Wirtschaft schwächelt, wenn ihr
Wachstum geringer ist als die Ren-
diten der Kapitalbesitzer.
Umgekehrt gilt für 2016: Während

die Wirtschaft unbereinigt um 3,3
Prozent wuchs, legten die Kapitalein-
kommen lediglich um 3,1 Prozent zu.

Gleichzeitig konnten sich Staat und
Angestellte über mehr Geld im Porte-
monnaie freuen. Um 3,6 Prozent stie-
gen alle Arbeitnehmerentgelte zu-
sammengerechnet, was an höheren
Löhnen und an der gewachsenen Be-
schäftigung lag. Die Zahl der Erwerbs-
tätigen stieg auf ein Rekordniveau von
knapp 43,5 Millionen.
Gustav Horn, Direktor des Wirt-

schaftsforschungsinstituts IMK, wäre
mit solchen Schlüssen vorsichtiger.
Ihm zufolge beschreibt Piketty eine
historische Tendenz und keine Jah-
resbetrachtung. Doch meint auch
Horn, dass es jetzt gerechter zwi-
schen Beschäftigten und Unterneh-
men zugehe: »Es bleibt jetzt nicht
mehr nur alles im Unternehmen hän-
gen«, kommentiert der Ökonom die
neuesten Wachstumszahlen.

Wer seine Klamotten selbst bügelt, trägt nichts zur Steigerung des Bruttoinlandsprodukts bei. Wenn hingegen eine bezahlte Haushaltshilfe bügelt, fließt der Lohn ins BIP ein. Foto: imago/Science Photo Library

Das Statistische Bundes-
amt hat am Donnerstag
bekannt gegeben, dass
das deutsche Bruttoin-
landsprodukt im vorigen
Jahr um 1,9 Prozent ge-
wachsen ist. Die Kritik
an dieser statistischen
Zahl ist so alt wie das
Konzept selbst.

»Das BIP sitzt fest im
Sattel, weil das Festhal-
ten am Wachstum die
politische Illusion
erzeugt, sich nicht mit
Verteilungsfragen
beschäftigen zu müssen.«
Philipp Lepenies, FU Berlin


